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A Tragende Gründe und Beschluss 
[wird in finaler Fassung aus TG ergänzt] 

A-1 Rechtsgrundlage 

A-2 Eckpunkte der Entscheidung 

A-3 Würdigung der Stellungnahmen  

A-4 Bürokratiekostenermittlung 

A-5 Verfahrensablauf 
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A-6 Beschluss  

Veröffentlicht im BAnz am T. Monat 2020, AT  

[Beschluss und Datum wird in finaler Fassung ergänzt] 

A-7 Anhang 

A-7.1 Prüfung durch das BMG gemäß § 94 Abs. 1 SGB V vom TT.MM.JJJJ 
 
[Schreiben und Datum wird in finaler Fassung ergänzt] 
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B Stellungnahmeverfahren vor Entscheidung des G-BA  

B-1 Stellungnahmeberechtigte Institutionen/Organisationen 

Der Gemeinsame Bundesausschuss (G-BA) hat durch Beschluss des Unterausschusses Me-
thodenbewertung (UA MB) nach § 3 Absatz 1 Satz 2 Geschäftsordnung (GO) und 1. Kapitel § 
10 Absatz 1 Satz 1 Verfahrensordnung (VerfO) in dessen Sitzung am 26. März 2020 beschlos-
sen, das Stellungnahmeverfahren gemäß § 91 Absatz 5 sowie § 92 Absatz 7d SGB V zum 
Beschlussentwurf über eine Änderung der Richtlinie Methoden vertragsärztliche Versorgung 
(MW-RL) in der Anlage I Nr. 19 - Neuropsychologische Therapie – einzuleiten.  
Folgende Stellungnahmeberechtigte erhielten Gelegenheit innerhalb einer Frist von vier Wo-
chen zur beabsichtigten Änderung der MVV-RL Stellung zu nehmen: 

• Bundesärztekammer (gemäß § 91 Absatz 5 SGB V), 

• Bundespsychotherapeutenkammer (gemäß § 91 Absatz 5 SGB V), 

• jeweils einschlägige in der AWMF organisierte Fachgesellschaften 
(gemäß § 92 Absatz 7d Satz 1 Halbsatz 1 SGB V) und 

• jeweils einschlägige nicht in der AWMF organisierte Fachgesellschaften aus der Liste 
nach 1. Kapitel § 9 Absatz 5 VerfO (gemäß § 92 Absatz 7d Satz 1 Halbsatz 1 
SGB V). 

B-2 Einleitung und Terminierung des Stellungnahmeverfahrens  

Der UA MB beschloss in seiner Sitzung am 26. März 2020 die Einleitung des Stellungnahme-
verfahrens. Die Unterlagen wurden den Stellungnahmeberechtigten am 30. März 2020 über-
mittelt. Es wurde Gelegenheit für die Abgabe von Stellungnahmen innerhalb von vier Wochen 
nach Übermittlung der Unterlagen gegeben. 

B-3 Allgemeine Hinweise für die Stellungnehmer  

Die Stellungnahmeberechtigten wurden darauf hingewiesen,  

• dass die übersandten Unterlagen vertraulich behandelt werden müssen und ihre Stel-
lungnahmen nach Abschluss der Beratungen vom G-BA veröffentlicht werden können,  

• dass jedem, der gesetzlich berechtigt ist, zu einem Beschluss des G-BA Stellung zu 
nehmen, soweit er eine schriftliche Stellungnahme abgegeben hat, in der Regel auch 
Gelegenheit zu einer mündlichen Stellungnahme zu geben ist.  
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B-4 Übersicht über die Abgabe von Stellungnahmen 

B-4.1 Institutionen/Organisationen, denen Gelegenheit zur Abgabe einer Stel-
lungnahme gegeben wurde 

Die eingegangenen Stellungnahmen der Institutionen/Organisationen, denen Gelegenheit 
zur Abgabe einer Stellungnahme (SN) gegeben wurde, sowie entsprechende Eckdaten zum 
Eingang und zur Anhörung sind in der nachfolgenden Tabelle dargestellt. 
 

Stellungnahmeberechtigte  Eingang SN Bemerkungen 

Stellungnahmeberechtigte gemäß § 91 Absatz 5a SGB V 

Bundesärztekammer (BÄK) 27.04.2020 Verzicht auf 
mündliche Stel-
lungnahme 

Bundespsychotherapeutenkammer (BPtK) 23.04.2020 Verzicht auf 
mündliche Stel-
lungnahme 

Einschlägige in der AWMF organisierte Fachgesellschaften gemäß § 92 Absatz 7d Satz 1 
Halbsatz 1 SGB V 

Deutsche Schlaganfall-Gesellschaft (DSG)  Es wurde keine 
Stellungnahme 
abgegeben. 

Gesellschaft für Neuropädiatrie (GNP)  Es wurde keine 
Stellungnahme 
abgegeben. 

Deutsche Gesellschaft für Neurologie (DGN)*  Es wurde keine 
Stellungnahme 
abgegeben. 

Deutsche Gesellschaft für Neurorehabilitation (DGNR)*  Es wurde keine 
Stellungnahme 
abgegeben. 

Einschlägige wissenschaftliche Fachgesellschaften gemäß § 92 Absatz 7d Satz 1 Halbsatz 1 
SGB V (non-AWMF-Fachgesellschaften) 
Gesellschaft für Neuropsychologie e. V. (GNP) 27.04.2020 Verzicht auf 

mündliche Stel-
lungnahme  

*Von der AWMF-Geschäftsstelle zusätzlich in das Stellungnahmeverfahren einbezogen 

B-5 Unterlagen des Stellungnahmeverfahrens  

Neben dem Beschlussentwurf wurden den Stellungnehmern die Tragenden Gründe übermit-
telt (jeweils mit Stand vom 26.03.2020).  
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B-5.1 Beschlussentwurf zum Stellungnahmeverfahren 
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B-5.2 Tragende Gründe zum Stellungnahmeverfahren 
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B-6 Schriftliche Stellungnahmen 

Die Volltexte der schriftlichen Stellungnahmen sind in Kapitel B-9 abgebildet.  

Lfd. 
Nr. 

Institution/ 
Organisation 

Stellungnahme/Änderungsvorschlag/Begründung Würdigung Beschluss-
entwurf (BE) 

1.  BÄK Die Bundesärztekammer hat zu dem Beschlussvorschlag keine Änderungshinweise. 
Für die tragenden Gründe ist anzuregen, die primäre Motivation für die Heraus-
nahme des Abschnitts Qualitätssicherung aus Anlage I Nr. 19 eindeutig zu erläutern. 
In der vorliegenden Version wird zunächst argumentiert, dass „systematische Stich-
probenprüfungen für die Leistungen der Neuropsychologischen Therapie aufgrund 
dieser Richtlinie nicht weiter umgesetzt werden können“ [Unterstreichung durch die 
BÄK]. Dann wird darauf verwiesen, dass in der Vergangenheit „weit überwiegend 
keine oder nur geringe Beanstandungen festgestellt werden“ konnten. Hier wäre eine 
präzisere Begründung, welche von den beiden Ursachen für den Beschluss nun 
maßgelblich sein soll, wünschenswert. 

Den Stichprobenprüfungen sind gemäß § 
8 der mit Beschluss vom 20. Juni 2019 
neu gefassten Qualitätsprüfungs-Richtli-
nie vertragsärztliche Versorgung (QP-RL) 
Kriterien zur Qualitätsbeurteilung und Be-
wertungsschemata zugrunde zu legen. 
Diese sind gemäß QP-RL spezifisch für 
jeden Leistungsbereich, für den der G-BA 
Stichprobenprüfungen vorsieht, in geson-
derten Qualitätsbeurteilungs-Richtlinien 
zu regeln. Vor dem Hintergrund der bis-
herigen Prüfergebnisse für den Leistungs-
bereich der Neuropsychologischen Thera-
pie sieht der G-BA vor, die systemati-
schen Stichprobenprüfungen für diesen 
Leistungsbereich auf Grundlage der 
Richtlinie Methoden vertragsärztliche Ver-
sorgung Anlage I Nummer 19 zunächst 
nicht weiter fortzusetzen. Um dennoch 
zukünftig für diesen spezifischen Leis-
tungsbereich auch weiterhin die Qualität 
der Leistungserbringung beurteilen zu 
können ist vorgesehen, im Rahmen einer 
zunächst für drei Jahre zu beschließen-
den QS-Vereinbarung nach § 135 Abs. 2 
SGB V ggf. auch weiterhin fakultative 
Stichprobenprüfungen durchzuführen. Auf 
Grundlage der Ergebnisse wird zu ent-
scheiden sein, ob eine Fortsetzung oder 
eine Modifikation des Verfahrens erfor-
derlich ist.  

Keine Änderung 
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Lfd. 
Nr. 

Institution/ 
Organisation 

Stellungnahme/Änderungsvorschlag/Begründung Würdigung Beschluss-
entwurf (BE) 

2.  BPtK Die BPtK stimmt der im Beschlussentwurf vorgesehenen Aufhebung der verbindli-
chen Vorgabe zur Stichprobenprüfung bei der neuropsychologischen Therapie durch 
Streichung des § 10 in der Richtlinie Methoden vertragsärztliche Versorgung Anlage 
I Nummer 19 zu. 

Kenntnisnahme  

3.  GNP Wir freuen uns, dass es in der Vergangenheit zu keinen oder nur geringfügigen Be-
anstandungen im Rahmen der systematischen Stichprobenprüfung für Leistungen 
der neuropsychologischen Therapie gekommen ist. Dies geht aus unserer Sicht auch 
darauf zurück, dass an die Leistungserbringer neuropsychologischer Therapie hohe 
Qualifikationsanforderungen gestellt werden. Bis auf eine Ausnahme haben alle Lan-
despsychotherapeutenkammern die Qualifikationsvorgaben der Neuropsychologie-
Richtlinie bezüglich einer Weiterbildung in neuropsychologischer Therapie übernom-
men. Allein in Schleswig-Holstein wurde davon nach unten abgewichen. Es ist daher 
sehr erfreulich, dass im Zuge der Ausbildungsreform des Psychotherapeutengeset-
zes auf länderübergreifende, allgemeingültige Qualifikationsanforderungen hinge-
wirkt werden soll. 
Für die Qualitätssicherung in der Anwendung der neuropsychologischen Therapie 
haben sich die bisher bei den Kassenärztlichen Vereinigungen angesiedelten, fach-
kundigen Kommissionen sehr bewährt. Es ist uns ein Anliegen, dass solche fachkun-
digen Kommissionen auch unter den neuen Vorgaben des § 135 Absatz 2 SGB V 
gebildet würden. Dabei gehen wir davon aus, dass die Qualitätssicherung aufgrund 
der Anforderungen an die Ausführung neuropsychologischer Therapie notwendig ist. 
Die Kommissionen würden wie bisher allein die in der Neuropsychologie-Richtlinie 
vorgesehenen Dokumentationspflichten, Qualitäts- und Qualifikationsstandards als 
fakultative Stichprobenprüfungen vornehmen.  
Aus unserer Sicht steht unter diesen Voraussetzungen einer Streichung des § 10 der 
Neuropsychologie-Richtlinie nichts entgegen. 

Um trotz Herausnahme des Abschnitts 
Qualitätssicherung aus Anlage I Nr. 19 
der Richtlinie Methoden vertragsärztliche 
Versorgung zukünftig auch weiterhin die 
Qualität der Leistungserbringung beurtei-
len zu können ist vorgesehen, im Rah-
men einer zunächst für drei Jahre zu be-
schließenden QS-Vereinbarung nach § 
135 Abs. 2 SGB V ggf. auch weiterhin fa-
kultative Stichprobenprüfungen durchzu-
führen.  
 
PatV zusätzlich  
Die bisher bei den Kassenärztlichen Ver-
einigungen angesiedelten, fachkundigen 
Kommissionen können ggf. auch unter 
den neuen Vorgaben des § 135 Absatz 2 
SGB V die in der Neuropsychologie-
Richtlinie vorgesehenen Dokumentations-
pflichten, Qualitäts- und Qualifikations-
standards als fakultative Stichprobenprü-
fungen vornehmen. 

Keine Änderung 
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B-7 Mündliche Stellungnahmen 

Die Bundespsychotherapeutenkammer hat mit Schreiben vom 23. April 2020 auf die Teil-
nahme an der Anhörung verzichtet.  
Mit Schreiben vom 27. April 2020 hat Bundesärztekammer auf die Teilnahme an der Anhörung 
verzichtet.  
Mit E-Mail vom 7. Mai 2020 hat die Gesellschaft für Neuropsychologie e.V auf die Teilnahme 
an der Anhörung verzichtet.  
Der Unterausschuss Methodenbewertung hat demzufolge keine Anhörung durchgeführt. 

B-8 Würdigung der Stellungnahmen  

Der G-BA hat die schriftlichen u Stellungnahmen ausgewertet (vgl. Kapitel 6). Im Ergebnis der 
Auswertung wurden keine Änderungen am Beschlussentwurf vorgenommen. 

  



 

13 

B-9 Anhang: Stellungnahmen 

B-9.1 Volltexte schriftliche Stellungnahmen 
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